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• In der »Deutsch-französischen Agenda 2020« vom Februar 2010 verliehen Berlin 
und Paris ihrem Wunsch nach einer Revitalisierung ihrer Zusammenarbeit im 
Bereich der Außen- und Verteidigungspolitik Ausdruck und formulierten kon-
krete Maßnahmen künftiger Kooperation. Ein Jahr später sind nur wenige dieser 
Maßnahmen umgesetzt, und grundlegende Differenzen prägen die deutsch-fran-
zösische Verteidigungs- und Sicherheitskooperation.
• Die Annäherung zwischen Frankreich und Großbritannien durch einen 
Kooperationsvertrag im Verteidigungs- und Nuklearbereich im November 
2010 hebt den Stillstand der deutsch-französischen Zusammenarbeit in die-
sem Politikfeld besonders deutlich hervor und verweist auf  die Enttäuschung 
Frankreichs über das mangelnde deutsche Engagement für die GSVP.
• Die tiefgreifenden Unterschiede in Bezug auf  die Ausstattung, die Struktur 
und die politische Kontrolle der deutschen und der französischen Armee 
erschweren eine deutsch-französischen »Motorfunktion« für eine europäische 
Verteidigungspolitik ebenso wie Haushaltszwänge, nationale Interessen im Bereich 
der Rüstungsindustrie oder die unterschiedliche strategische Kultur beider Staaten.
• In ihrem »Brief  von Weimar« betonen die Außen- und Verteidigungsminister 
Polens, Deutschlands und Frankreichs ihre Absicht, der GSVP neuen Schwung 
zu verleihen. Ob dies gelingt, hängt vom politischen Willen der europäischen 
Akteure ab und erfordert eine gemeinsame Definition der Ziele ebenso wie eine 
pragmatische Umsetzung realistischer Maßnahmen.
Uncertainties for the Common Security and Defense Policy
Necessary Franco-German reflections
• In the “Franco-German Agenda 2010” of  February 2010 Berlin and Paris express 
the hope to reactivate their cooperation in the field of  foreign and defense policy, 
and define concrete measures for such a cooperation. One year after only a few 
of  these measures have been realized and fundamental differences still character-
ize the Franco-German defense and security cooperation.
• Due to a cooperation agreement in November 2011 the rapprochement between 
France and Great Britain brings out the standstill of  Franco-German cooperation 
in the field of  defense and nuclear weapons, pointing out France’s disappoint-
ment at the lack of  German commitment to the CSDP.
• The profound differences in equipment, structure and political control of  the 
German and French army complicate the Franco-German “engine-acting” for a 
European defense policy. So do budgetary constraints, national interests in the 
field of  the arms industry or differences in the strategic culture of  both states.
• In their “Letter from Weimar” the foreign and defense ministers of  Poland, 
Germany and France emphasize their purpose to give new impetus to the CSDP. 
Success will depend on the European actors’ political will and requires a gen-
eral definition of  the aims as well as the pragmatic implementation of  realistic 
measures.
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Ungewisse Zukunft der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik
Notwendige deutsch-französische Reflexionen
von Louis-Marie Clouet und Andreas Marchetti
Einleitung
Frankreich und Deutschland haben den Kampf  
gegen die Finanzkrise angeführt, was sich aus 
ihrem finanziellen und wirtschaftlichen Gewicht 
innerhalb der Europäischen Union, und ganz 
besonders innerhalb der Eurozone, ergab. Nur weil 
Berlin und Paris sich auf  Kompromisse einigen 
konnten, wurden Abwehrmaßnahmen gegen die 
Finanz- und dann die Haushaltskrise der Länder 
der Eurozone möglich. Ein Gebiet der Politik 
sticht aber durch das Fehlen deutsch-französischer 
Übereinstimmung hervor: die Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (GSVP) sowie allge-
meiner die europäische Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen Union.
Die internationale Lage macht eine bessere Abstim-
mung zwischen den europäischen Ländern notwen-
dig, damit die Europäische Union die Entwicklun-
gen vor ihren Toren beeinflussen kann. Doch die 
Umwälzungen in den arabischen Ländern im Süden 
des Mittelmeers und ganz besonders die Libyen-
Krise machen überdeutlich, dass gemeinsame Ana-
lysen und Absprachen zwischen den europäischen 
Ländern, darunter an erster Stelle Frankreich und 
Deutschland, über die Ziele und Mittel der euro-
päischen Nachbarschaftspolitik ausgeblieben sind. 
Diese Krise ist jedoch nur die Zuspitzung einer 
Situation, die bereits seit Jahren besteht.
Ein weiterer Faktor, der eine engere europäische 
Zusammenarbeit dringend notwendig macht, ist die 
Verschlechterung der staatlichen Finanzen im Laufe 
des Jahres 2010. Sie stellt eine sichere Finanzierung 
der Verteidigungspolitiken der europäischen Länder 
in Frage, die noch immer im nationalen Rahmen 
festgelegt werden. Doch fällt es den Staaten nach 
wie vor schwer, eine bessere Abstimmung ihrer 
Verteidigungshaushalte und ihrer Militärpoten-
ziale zu akzeptieren. Auch auf  Frankreich und 
Deutschland trifft diese Feststellung zu: Die Ver-
teidigungskooperation zwischen beiden Ländern 
ist von Ungewissheit geprägt, denn obwohl Berlin 
und Paris treibende Kräfte sein wollen, sind sie sich 
über die Ausrichtung der GSVP unschlüssig.
Nach dem Amtsantritt der schwarz-gelben Koa-
lition im September 2009 erhoffte man sich eine 
Wiederbelebung der deutsch-französischen Zusam-
menarbeit nach einer Phase, in der die zurückhal-
tende Machtausübung der Großen Koalition bei 
der französischen Regierung, die viel rascher mit 
Entscheidungen zur Hand war, immer wieder auf  
Unverständnis gestoßen war.1 In der »Deutsch-
Französischen Agenda 2020«,2 die im Februar 2010 
dem deutsch-französischen Ministerrat vorgelegt 
wurde, äußerten die beiden Regierungen den 
Wunsch, auf  allen Gebieten ihre Zusammenarbeit 
wiederzubeleben, insbesondere im Bereich der 
Verteidigungs- und der Außenpolitik. Die Absichts-
erklärung umfasste im Abschnitt 4 »Außen-, Vertei-
digungs- und Sicherheitspolitik«3 ein ganzes Bündel 
an Maßnahmen. Ein Jahr nach Erscheinen der 
Agenda haben die beiden Regierungen noch immer 
große Schwierigkeiten, in den genannten Bereichen 
ihr Handeln besser abzustimmen und die angekün-
digten Maßnahmen umzusetzen.
Im Bereich der Verteidigungspolitik hat die franzö-
sische Regierung eine spektakuläre Annäherung an 
die neue britische Regierung unter David Cameron 
vollzogen, die im November 2010 zur Unterzeich-
nung zweier Verträge über Verteidigung, Sicherheit 
und Nuklearfragen4 durch Staatspräsident Nicolas 
Sarkozy und Premierminister Cameron führte. 
Gewiss, auch die Außen- und Verteidigungsminister 
Polens, Deutschlands und Frankreichs richteten 
Ende Dezember 2010 an die Hohe Vertreterin 
Catherine Ashton den sogenannten »Brief  von 
Weimar«,5 in dem sie ihrem Willen zur Wiederbe-
lebung der Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
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digungspolitik (GSVP) Ausdruck verliehen. Doch 
erst die Umsetzung der Ankündigungen wird zei-
gen, welche Früchte die deutsch-französische und 
darüber hinaus die europäische Zusammenarbeit 
auf  dem Gebiet der Verteidigung tragen kann.
Der vorliegende Beitrag will die deutsch-französi-
schen Blockaden in der Verteidigungspolitik, ange-
sichts der französisch-britischen Annäherung, und 
ihre Auswirkungen auf  die GSVP untersuchen 
sowie mögliche Konvergenzpfade skizzieren, die 
Paris und Berlin ihren europäischen Partnern vor-
schlagen könnten.
Die französisch-britische Annähe-
rung in Bezug auf die GSVP
Während der Vertrag von Lissabon am 1. Dezem-
ber 2009 in Kraft getreten ist, wurden die Initia-
tiven auf  dem Gebiet der europäischen Verteidi-
gung vornehmlich in einem bilateralen Rahmen 
und damit außerhalb der europäischen Gremien 
ergriffen. So haben Großbritannien und Frank-
reich im Dezember 2010 in ihrer bilateralen Ver-
teidigungszusammenarbeit einen großen Schritt 
voran gemacht.6 Die aktuelle französisch-britische 
Annäherung fällt in eine Phase des Stillstands in der 
Verteidigungszusammenarbeit zwischen Paris und 
Berlin, welche die Unsicherheit der beiden wichtigs-
ten Förderer der GSVP widerspiegelt, welche Rich-
tung diesem Politikfeld im neuen Rechtsrahmen 
des Lissabonner Vertrags zu geben sei. In diesem 
Sinn kann der französisch-britische Vertrag weniger 
als ein Sprengsatz, sondern vielmehr als ein Spiegel 
gesehen werden, der die Blockaden der deutsch-
französischen Zusammenarbeit bei der Verteidi-
gung und GSVP enthüllt.
Um den französisch-britischen Vertrag zu begrün-
den, heben die beiden Regierungen die Über-
schneidung ihrer internationalen Interessen und der 
Wahrnehmung ihrer Rolle auf  der internationalen 
Bühne hervor: »Unsere beiden Länder teilen die-
selbe geostrategische Analyse, denselben politischen 
Willen und dasselbe Gefühl der Dringlichkeit.«7 Die 
Gefahr einer »strategischen Herabstufung« durch 
die Haushaltskürzungen auf  der jeweils anderen 
Seite des Kanals erzwang diese Annäherung. Frank-
reich und Großbritannien sind die beiden einzigen 
europäischen Länder, die Ständige Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats sind und über Kernwaffen ver-
fügen, was ihnen auf  der internationalen Bühne 
besondere Verantwortlichkeiten auferlegt. Diese 
beiden Länder, die zusammen mehr als 50 Prozent 
der gesamten Verteidigungsausgaben sowie zwei 
Drittel der Ausgaben für militärische Forschung 
und Entwicklung in Europa aufbringen, haben ein 
fast natürliches Interesse daran, sich zusammen zu 
tun, um Kooperationen auf  dem Gebiet von Ver-
teidigung und Rüstung zu fördern.
Für sich genommen wurde der französisch-briti-
sche Vertrag von deutscher Seite offiziell als völlig 
legitim begrüßt, da er die notwendige französisch-
britische Nuklearzusammenarbeit und den Mehr-
wert der Initiative für die Verbesserung der euro-
päischen Militärpotenziale betont und somit den 
europäischen Charakter der bilateralen Zusammen-
arbeit hervorhebt.8 Dennoch werfen jenseits dieser 
offiziellen Lesart mehrere Entwicklungen für Berlin 
Fragen auf: die französisch-britische Initiative spie-
gelt eine Neuorientierung – deren Ausmaß noch zu 
ergründen ist – der französischen Verteidigungspo-
litik wider:
– bezüglich des französischen Engagements 
zugunsten einer Weiterentwicklung der GSVP 
und
– angesichts der Tatsache, dass die GSVP wegen 
der britischen Ablehnung, der EU Kompetenzen 
auf  dem Gebiet der Verteidigung zu übertragen, 
sowieso in die ausschließliche Kompetenz des 
Rates fällt, also einer strikt intergouvernementa-
len Verfahrensweise unterliegt.
Auf  der politischen Ebene unterstreicht die Über-
einstimmung der geopolitischen Einschätzungen 
und der Interessen Frankreichs und Großbritanni-
ens, dass eine derartige Konvergenz zwischen Paris 
und Berlin viel weniger gegeben ist. Zweifellos 
fehlt ein strategischer Dialog auf  hohem Niveau 
zwischen beiden Hauptstädten, insbesondere um 
die GSVP mit Leben zu füllen, oder aber zumin-
dest eine Annäherung deutscher und französischer 
Interessen herbeizuführen, die Rolle Europas auf  
der internationalen Bühne zu definieren oder sich 
auf  europäische Interessen zu einigen und darüber 
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zu verständigen, in welchen Zonen derartige Inte-
ressen verteidigt werden müssen.9 Die französisch-
britische Annäherung muss jedoch langfristig und 
mit Blick auf  alle Themenaspekte beurteilt werden: 
In dieser Beziehung bildet die unterschiedliche 
Bedeutung, die London und Paris der GASP und 
der GSVP beimessen, selbst bereits einen funda-
mentalen Meinungsunterschied. Dies betrifft ins-
besondere die Meinung über die Rolle, welche die 
Europäische Union auf  der internationalen Bühne 
spielen kann. Ähnliches gilt für die Haltung gegen-
über der NATO, es sei denn Paris entwickelt seine 
Position nach seiner Reintegration in die Militär-
struktur des Atlantischen Bündnisses noch weiter.
Auf  operativer Ebene sind Frankreich und Groß-
britannien die beiden wichtigsten europäischen 
Militärmächte, wobei sich beide – noch – bemühen, 
etwa zwei Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) für Verteidigungsausgaben aufzubringen, 
was die im Rahmen des Atlantischen Bündnisses 
geforderte Mindesthöhe ist. Die beiden Streitkräfte 
besitzen ein militärisches Potenzial sowie Interven-
tionsmittel, die einander näher sind als den deut-
schen Streitkräfte, was auf  die politischen, rechtli-
chen und operativen Probleme verweist, welche die 
Einsatzbeschränkungen der Bundeswehr aufwerfen 
(vgl. unten).
Ein drittes Feld der Zusammenarbeit bilden bila-
terale Initiativen im Rüstungsbereich, die durch 
die Nähe der geopolitischen Einschätzung sowie 
die operativen Bedürfnisse der britischen und der 
französischen Streitkräften ermöglicht werden. 
Diese dritte Dimension unterstreicht wiederum im 
Umkehrschluss die Schwierigkeiten der französisch-
deutschen und der europäischen Zusammenarbeit 
im Rüstungssektor.
Der französisch-britische Vertrag stellt sich faktisch 
als eine bilaterale Initiative dar, die sich positiv für 
ein Europa der Verteidigung auswirkt, indem sie 
die Militärpotenziale aufrechterhält, welche die 
europäische Verteidigung angeblich so dringend 
benötigt. Doch der Vertrag wird in Paris und Lon-
don auch als ein Weckruf  an die übrigen europäi-
schen Partner dargestellt: »Die Franzosen und die 
Briten werden nicht ewig warten und sind zuneh-
mend ungeduldig angesichts des Zauderns ihrer 
europäischen Partner auf  militärischem Gebiet.«10 
Frankreich kooperiert in Verteidigungsfragen mit 
Großbritannien, weil es sich dabei um das einzige 
Land handelt, das sich weiter auf  dem Gebiet der 
Verteidigung engagiert – insbesondere was die 
Staatsausgaben betrifft – und weil Paris nicht mehr 
ohne glaubwürdige Unterstützung und Hilfe von 
Seiten seiner europäischen Partner allein die GSVP 
tragen will: »Ihre Suche nach Partnern für den 
Ausbau von Europas militärischer Interventionsfä-
higkeit ist erfolglos geblieben. Deutschland – von 
Frankreich explizit zur Teilnahme aufgefordert – 
sah sich außerstande, einem trilateralen Handeln in 
der Rüstungskooperation zuzustimmen.«11 Der also 
immer noch umworbene wesentliche Partner bleibt 
Berlin und darüber hinaus die anderen europäi-
schen Länder.
Enttäuschungen über das opera-
tive Engagement der EU
Der französisch-britische Vertrag sieht die Schaf-
fung einer waffengattungsübergreifenden Ein-
greiftruppe vor: »Diese Truppe wird die drei 
Teilstreitkräfte zusammenführen. Sie wird eine 
bodengestützte Einheit in Brigadegröße umfassen, 
eine Marine- und eine Luftwaffeneinheit mitsamt 
ihren dazu gehörenden Stäben, dazu Logistik- und 
Unterstützungseinheiten. Es handelt sich dabei 
nicht um eine ständige Streitkraft, doch sie wird 
kurzfristig einsatzbereit sein für bilaterale Ein-
sätze, für Einsätze der NATO, der Europäischen 
Union, der Vereinten Nationen sowie für andere 
Einsätze.«12
Die Aufgabe dieser französisch-britischen Truppe 
ist die Entsendung von Einsatzkräften in einer 
akuten Krise, die einen Militäreinsatz nötig macht, 
wahrscheinlich auf  afrikanischen Schauplätzen, 
wo es sich nach den Erfahrungen der Einsätze 
EUFOR Demokratische Republik Kongo, EUFOR 
Tschad/ZAR inzwischen als viel schwieriger 
herausgestellt hat, europäische Einheiten zu 
gewinnen.13
Diese streitkraftübergreifende gemeinsame Einsatz-
truppe spiegelt die Lehren aus den Beschränkun-
gen der Deutsch-Französischen Brigade und des 
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Eurokorps wider:14 Eine übergreifende, nichtstän-
dige, aber rasch einsetzbare »Expeditions«-Truppe, 
die auch »robust« eingreifen kann, waren bislang 
weder die Deutsch-Französische Brigade noch das 
Eurokorps, weil sie aus Einheiten bestehen, die 
Einsatzbeschränkungen (Autorisierung durch den 
Bundestag und allgemeine Vorbehalte) unterliegen. 
Obwohl die Deutsch-Französische Brigade, das 
Eurokorps oder die europäischen »Battlegroups« 
das Potenzial der Europäer symbolisieren sollen, 
Streitkräfte bei auswärtigen Operationen einsetzen 
zu können, sind sie noch immer nicht im Rahmen 
der GSVP zum Einsatz gekommen. Vor allem 
unterscheiden sich die Einsatzbedingungen in 
Deutschland, Frankreich und den anderen Ländern, 
die Truppenteile an die Einheiten entsenden, zu 
sehr, als dass gemeinsame Einsätze ohne Probleme 
zustande kommen könnten. Mögliche Einsatzbe-
dingungen und Vorbehalte sind eng verknüpft mit 
der Souveränität der Länder, der Autorisierung 
zum Streitkräfteeinsatz und zur Gewaltanwendung.
Die Deutsch-Französische Agenda 2020 unter-
streicht die Notwendigkeit des »Ausbaus der Ein-
satzfähigkeit der Deutsch-Französische Brigade und 
darüber hinaus von verstärkten gemeinsamen Bera-
tungen mit Blick auf  gemeinsame Einsätze«. Die 
Deutsch-Französische Brigade ist als Symbol für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit geschaffen 
worden: Sie zeugt von der Intensität der Beziehun-
gen zwischen den französischen und den deutschen 
Streitkräften und sie spielt eine Rolle als Laborato-
rium für die multinationalen europäischen Einhei-
ten. Doch das Experiment stößt an seine Grenzen. 
Die Deutsch-Französische Brigade wird regelmäßig 
bei auswärtigen Einsätzen verwendet, beispielsweise 
auf  dem Balkan in den neunziger Jahren. Auch im 
Kosovo wird sie im Jahr 2011 eingesetzt, unter ein-
heitlichem Befehl und unter dem Kommando der 
NATO. Doch in Afghanistan werden die deutschen 
Einheiten unter deutschem Befehl im Norden ein-
gesetzt und die französischen Einheiten unter fran-
zösischem Befehl im Osten, da die beiden Zonen 
nach offiziellen Angaben zu weit auseinander liegen, 
um einen gemeinsamen Einsatz zu realisieren.
Die gegenwärtige Reform der Bundeswehr soll 
diese in eine »Armee im Einsatz« verwandeln, ein 
vom früheren Verteidigungsminister Karl-Theodor 
Freiherr zu Guttenberg bekräftigtes Ziel: Die 
Reform sieht die Aussetzung der Wehrpflicht und 
die Modernisierung der Strukturen des Ministe-
riums wie auch der Streitkräfte angesichts starker 
Reduzierungen des Haushalts vor.15 Wenn es dem 
neuen Verteidigungsminister Thomas de Maizière 
gelingt, diese grundlegende Reorganisation zum 
Erfolg zu führen, wird diese Reform zwangsläufig 
die Konvergenz der Einsatzbedingungen und der 
Bedürfnisse der Bundeswehr mit denen der franzö-
sischen und der britischen Streitkräfte fördern, die 
bereits als Berufsarmeen strukturiert sind.
Ganz gewiss wird die Bundeswehr aber eine 
»Parlamentsarmee« bleiben. Der Bundestag wird 
seine Kompetenz einer Genehmigung auswärtiger 
Einsätze der Bundeswehr wahren und wird weiter 
ausdrücklich das Mandat des Einsatzes, die Dauer, 
die Einsatzzone, die Höchstzahl der entsandten 
Soldaten sowie die Einsatzbedingungen festlegen.16 
Somit ist es nicht vorstellbar, dass im Voraus Fälle 
festgelegt werden, in denen die Bundeswehr ein-
gesetzt werden kann. In den Augen der deutschen 
politischen und militärischen Verantwortlichen 
bildet die Frage der Schnelligkeit der Entscheidung 
kein Hindernis: Ihrer Meinung nach wird es nur 
selten nötig sein, innerhalb von 24 Stunden einen 
Streitkräfteeinsatz im Ausland zu beschließen.17 
Die Abgeordneten von der Notwendigkeit eines 
Einsatzes zu überzeugen, bleibt also zentrale Vor-
aussetzung für ihre Zustimmung, die Abstimmung 
im Bundestag kann folglich aber auch zu einem 
»dauerhaften Plebiszit, ein Drahtseilakt der Innen-
politik«18 werden. Kompromisse zwischen Parteien, 
innenpolitische Machtspiele und der Druck der 
öffentlichen Meinung auf  die Exekutive und die 
Legislative können aber letztendlich zu einer Ein-
schränkung der Effizienz der Bundeswehr vor Ort 
führen.19 Dennoch ist das demokratische Güte-
siegel für den Einsatz der Streitkräfte durch die 
Abstimmung im Bundestag tief  in der deutschen 
politischen Kultur und Strategie verankert.
Die deutsche öffentliche Meinung wandelt sich 
in Bezug auf  die Streitkräfte: Die gegenwärtige 
Missbilligung zielt auf  den Sinn der Intervention 
der NATO in Afghanistan sowie die Beteiligung 
der Bundeswehr, wobei insbesondere der Nutzen 
zur Stabilisierung der Sicherheitslage in Deutsch-
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land in Frage gestellt wird.20 Die Argumentation 
der verantwortlichen deutschen Politiker, die einen 
Ansatz von »Sicherheit und Entwicklung« verfolgen, 
förderte zunächst die Akzeptanz des Einsatzes, der 
im Wesentlichen als eine Stabilisierungsoperation 
der Konfliktnachsorge und als Hilfe für Entwick-
lung und die Errichtung eines Rechtsstaats in 
Afghanistan dargestellt wurde.21 Die Ausweitung 
der Einsätze hin zu Operationen gegen Aufständi-
sche hatte eine zunehmende Gewaltanwendung zur 
Folge, samt den damit einhergehenden Fehlschlä-
gen,22 und hat die politische Sprachregelung zur 
Rechtfertigung der Bundeswehreinsätze ins Wanken 
gebracht. Künftige Auslandseinsätze einer Berufsar-
mee werden einer umso strengeren Kontrolle durch 
das Parlament und die öffentliche Meinung unter-
worfen sein, wobei insbesondere letztere von ihrer 
pazifistischen Grundhaltung geprägt bleibt: Die 
Professionalisierung »darf  nicht zu einer erhöhten 
Einsatzfreudigkeit führen, die sich in einer Auswei-
tung vorhandener Mandate oder einer schnellen 
Zustimmung zu neuen Missionen äußern könnte.«23
Die Reform der Bundeswehr wird daher das 
Dilemma der deutschen Verteidigungspolitik nicht 
lösen, ja, sie könnte es sogar verschärfen: Deutsch-
land könnte von seinen Partnern in der NATO 
und der Europäischen Union zunehmend unter 
Druck gesetzt werden, sich mit seiner reformierten 
Bundeswehr verstärkt bei Einsätzen zu engagieren; 
auch dürfte es schwierig werden, eine Verweige-
rung von Einsätzen unter UN-Mandat im Rahmen 
der GSVP zu rechtfertigen, da hier zugleich die 
Glaubwürdigkeit der deutschen Ambitionen auf  
einen Ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen auf  dem Spiel stehen. Für jeden 
Einsatz europäischer Streitkräfte im Rahmen einer 
Operation der GSVP wird die Zustimmung Berlins 
entscheidend sein, einerseits, um einen Konsens 
der europäischen Länder über die Ziele und Moda-
litäten einer derartigen Operation herzustellen, und 
zum Anderen in Bezug auf  den konkreten Beitrag 
deutscher Streitkräfte zum Truppenkontingent. 
Die Einschränkungen aufgrund der notwendigen 
politischen Rechtfertigung bergen die Gefahr, die 
Möglichkeit eines Einsatzes der Bundeswehr und, 
darüber hinaus, der europäischen »Battlegroups« 
bei »robusten« Operationen der GSVP deutlich zu 
reduzieren. Die politische Rechtfertigung ist jedoch 
zugleich ein wesentliches Element der Legitimation 
des Engagements europäischer Einheiten.
Diese Überlegungen stellen die deutsche parlamen-
tarische Kontrolle nicht in Frage: Im Gegenteil 
leidet vielmehr das französische System zweifellos 
unter einer mangelhaften Einbeziehung der Legis-
lative und somit der öffentlichen Meinung, was die 
Ziele und Modalitäten der Entsendung der franzö-
sischen Streitkräfte angeht. Doch der tief  gehende 
Unterschied zwischen Deutschland und Frankreich 
in Bezug auf  den Einsatz der Streitkräfte stellt ein 
bedeutendes Hindernis für die Ausweitung der 
bilateralen Verteidigungskooperation und für die 
Vertiefung der GSVP dar.
Die europäische 
Rüstungskooperation in der 
Sackgasse
Die Rüstungszusammenarbeit ist derzeit ein wei-
terer Punkt fundamentaler Blockaden der europäi-
schen Verteidigungskooperation. Der französisch-
britische Vertrag – ungeachtet aller Vorbehalte, was 
seine wirksame Umsetzung angeht – weist auch 
hier auf  die Schwierigkeiten hin, die bei der multi-
lateralen Zusammenarbeit auf  europäischer Ebene 
aufgetreten sind.
Der französisch-britische Vertrag schlägt ein prag-
matisches Vorgehen vor, das auf  der Definition 
des gemeinsamen Bedarfs der britischen und der 
französischen Streitkräfte begründet sein soll: Die 
Ähnlichkeiten im Aufbau der beiden Armeen und 
ihres operativen Einsatzes erleichtern die Suche 
nach gemeinsamen Lösungen bei Rüstungsgütern. 
Der Einsatz in Afghanistan war der Anlass für eine 
Annäherung der beiden Ministerien, die gemein-
same Ausschreibungen oder gar das »Aufspringen« 
bei Eilkäufen durch den Partner ermöglichte.24 Die 
gemeinsame französisch-britische Erklärung enthält 
mehrere wichtige Initiativen im Bereich der Rüs-
tungsgüter, die auch die Folge europäischer Konver-
genzprozesse hätten sein können:25 ein Plan für die 
Unterstützung der künftigen Flotten des A400M-
Transportflugzeugs, für die Logistik, die Wartung 
und die Ausbildung; eine Studie über das Koopera-
tionspotenzial bei militärischen Kommunikations-
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satelliten;26 die Luftbetankung, mit einer möglichen 
französischen Beteiligung am britischen Programm 
Future Strategic Tanker Aircraft, was in der Folge 
den Kauf  von Tankflugzeugen des Typs MRTT 
von Airbus durch die französische Luftwaffe ver-
schieben würde. Die Kooperation auf  dem Gebiet 
der Raketen soll sowohl im strategischen wie auch 
im industriellen Bereich gestärkt werden, mit einer 
Verdichtung der Raketenindustriebranche um das 
europäische Rüstungsunternehmen MBDA.
Was ein größeres Hindernis für die europäische 
Verteidigungszusammenarbeit darstellt, ist die Pla-
nung einer französisch-britischen Zusammenarbeit 
auf  dem Gebiet der Gefechtsdrohnen, vor allem 
bei der künftigen Generation der Überwachungs-
drohnen mittlerer Höhe und hoher Verweildauer 
(MALE: medium altitude, long endurance). Dieses 
Projekt brächte die Firmen BAE Systems und 
Dassault zusammen, wobei der Vorstandsvorsit-
zende von Dassault, Charles Edelstenne, jegliche 
Zusammenarbeit mit EADS bei diesem Projekt 
abgelehnt hatte.27 Mit dieser klaren Zusage an 
Großbritannien kehrt Frankreich dem französisch-
deutsch-spanischen Drohnenprojekt Talarion den 
Rücken, das von einer von den drei Förderländern 
finanzierten Risikostudie profitiert hatte. Damit 
zerstört Frankreich – wenn auch vielleicht nur vor-
läufig, denn EADS erwägt, sich für die französisch-
britischen Ausschreibung zusammen mit britischen 
Unternehmen ebenfalls zu bewerben – die Aussicht 
auf  ein Programm, das für die französische und die 
deutsche, aber auch die europäische Verteidigungs-
industrie strukturierend gewirkt hätte. Es besteht 
die Gefahr, dass durch diese Richtungsänderung 
der Reihe an Fehlschlägen der europäischen Ver-
teidigungspolitik ein weiterer hinzugefügt wird, der 
die gleichen Probleme aufzeigt: die Entwicklung 
mehrerer ähnlicher Rüstungsprogramme mit ihrer 
Duplikation von Ausrüstungstypen, die Schaffung 
innereuropäischer Konkurrenz sowie die überflüs-
sigen Ausgaben für Forschung und Entwicklung im 
Rahmen von Haushalten, die bereits jetzt äußerst 
angespannt sind.
Die deutsch-französische Agenda 2020 unterstrich 
den gemeinsamen Willen von Berlin und Paris, die 
»Einrichtung eines Dialogs über industrielle Fragen 
mit Rüstungsbezug mit dem Ziel einer Rationalisie-
rung des Sektors sowie Konsultationen über Aus-
rüstungsprojekte zu Beginn des Prozesses im Kreis 
unserer Partner durch die Europäische Verteidi-
gungsagentur sicherzustellen«.28 Beide Ziele wurden 
bislang nicht umgesetzt.
Um der Abstimmung bei Rüstungsvorhaben 
Schwung zu verleihen, ist auf  Initiative der beiden 
damaligen Verteidigungsminister, Hervé Morin und 
Karl-Theodor zu Guttenberg, eine Impulsgruppe29 
gegründet worden: Diese Gruppe versammelte die 
Hauptverantwortlichen der beiden Verteidigungs-
ministerien (Generalstäbe, Délégation aux Affaires 
Stratégiques (DAS), Planungsstab, Direction 
générale d’armement (DGA) und Hauptabteilung 
Rüstung) unter Leitung der DAS und des Planungs-
stabs. In sechs Monaten sollte die Gruppe in Vor-
bereitung des deutsch-französischen Ministerrats 
in Freiburg im Dezember 2010 neue Ideen für 
Kooperationen entwickeln. Nach einem einmaligen 
Zusammentreffen wurde das Mandat der Gruppe 
bis Sommer 2011 verlängert. Doch bleibt offen, 
inwieweit die Gruppe neue Ideen für Kooperati-
onen entwickeln kann, da ihre Arbeit in den kom-
menden Monaten durch die anstehende Reform 
des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) 
blockiert werden könnte.
Grundsätzlich stellt die Rüstungskooperation eher 
einen Zankapfel zwischen Frankreich und Deutsch-
land als einen Faktor der Zusammenarbeit dar, 
was sich auch auf  die Rüstungskooperation auf  
europäischer Ebene auswirkt. Die multilateralen 
Programme der Rüstungskooperationen werden 
wegen ihrer Fehlleistungen inzwischen als abschre-
ckende Beispiele angesehen: Preisaufschläge, gestei-
gerte Komplexität, Verzögerungen, zu detaillierte 
Spezifizierungen, Politisierung industrieller Fragen. 
Zudem banden die Programme Aufmerksamkeit, 
Mittel und die politische Energie unterschiedlicher 
Akteure, was sich zum Nachteil anderer gemeinsa-
mer Rüstungsprogramme auswirkte. Die Tendenz 
der französischen Neuorientierung auf  dem Gebiet 
der Rüstungszusammenarbeit ist umso problema-
tischer, als in der Vergangenheit die Partnerschaft 
mit Deutschland die wichtigste gewesen ist: Bei 
den zwischen 1958 und 1998 durchgeführten 32 
Programmen bilateraler Zusammenarbeit war das 
deutsch-französische Paar 14 Mal präsent (bei 16 
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bilateralen Kooperationen Deutschlands, gegenüber 
8 britisch-französischen Kooperationen). Jean-Paul 
Hébert äußerte daher: »Wenn das Gründungspaar 
das französisch-britische Paar war, so war das 
strukturbildende Paar, das rasch diese Rolle über-
nommen hat, das deutsch-französische Paar.«30 
Die Hauptpartner Frankreichs auf  dem Gebiet der 
Rüstung sind zur Zeit Italien, mit dem Frankreich 
gegenwärtig die meisten Programme durchführt, 
und in Folge der Beschlüsse vom November 2010 
Großbritannien, das zusammen mit Frankreich die 
höchsten Investitionen auf  dem Gebiet der Vertei-
digung tätigt.31
Häufig wird das Programm des Transportflugzeugs 
A400M vor allem wegen seiner Durchführung und 
seinen Kostensteigerungen kritisiert, doch lässt 
sich daraus wohl kaum ablesen, in welchem Maß es 
die Partner »erschöpft« und damit künftigen Initi-
ativen einer strukturierenden Kooperation für die 
europäischen Staaten und Industrien geschadet hat. 
Frankreich und Deutschland waren sich immer wie-
der uneinig, wie mit den Mehrkosten des A400M-
Programms zu verfahren sei. Frankreich betonte 
die strategische Notwendigkeit, über einen derar-
tigen Projektionsvektor verfügen zu können, und 
das Erfordernis, die europäische Verteidigungsin-
dustrie politisch zu unterstützen. Berlin hingegen 
unterstrich, dass die Mehrkosten und die Nicht-
einhaltung der Verträge nicht hinnehmbar seien. 
Schließlich konnte dennoch eine Einigung erzielt 
werden, um die für die Realisierung des Programms 
notwendigen 7,6 Milliarden Euro aufzubringen, 
wobei 3,5 Milliarden von den Staaten übernommen 
werden.32 Trotzdem haben diese Konfrontationen 
Spuren hinterlassen. Die jüngsten Ankündigungen 
von Kürzungen bei der Beschaffung in mehreren 
Kooperationsprogrammen durch das deutsche Ver-
teidigungsministerium schafft neue Schwierigkeiten 
zwischen Paris und Berlin: beim Tiger-Hubschrau-
ber von 80 auf  40 Stück,33 beim A400M von 53 
auf  40 Stück.34 Die absehbare Verringerung des 
Beschaffungsziels für den A400M35 bringt die Ver-
einbarung über die Aufteilung der Produktion ins 
Ungleichgewicht.36 Der Verkauf  ins Ausland der 13 
überzähligen Flugzeuge, die das BMVg zum Kauf  
vorgesehen hatte, wird in Konkurrenz zu Airbus 
Military geschehen und wird deshalb letzten Endes 
die Rentabilität des Programms belasten.
In Frankreich ergeben sich die Rüstungspro-
gramme mehr aus der Notwendigkeit der operati-
ven Verwendung der Güter, die für die Streitkräfte 
entwickelt werden und für diese bestimmt sind; 
sie entsprechen außerdem dem Gebot der Unter-
stützung für eine Industrie, die als strategisch 
angesehen wird. In Deutschland ist dieses Ziel im 
Vergleich mit den Zielen der Industrie- und Tech-
nologiepolitik weniger präsent, was nicht ohne Aus-
wirkungen auf  die Bundeswehr bleibt, wie es der 
Bericht der Strukturkommission über die Reform 
des BMVg hervorgehoben hat.37
Diese Schwierigkeiten der deutsch-französischen 
bilateralen Rüstungszusammenarbeit fallen in eine 
Zeit, in der tiefe Einschnitte in die europäischen 
Verteidigungshaushalte vorgenommen werden. 
Diese Kürzungen werden wahrscheinlich vor allem 
das Rüstungsbudget – als Anpassungsvariable der 
Verteidigungshaushalte – betreffen und die Koope-
rationsprojekte, um Programme zu begünstigen, 
die deutlicher den nationalen Industrien Gewinn 
bringen – falls sich die europäischen Verteidigungs-
ministerien in den kommenden Monaten nicht 
um eine klare Abstimmung bei den Kürzungen 
der Ausgaben für Rüstungsgüter bemühen werden. 
Offiziell bringen die Sparmaßnahmen die Minister 
dazu – wie beispielsweise der im deutsch-französi-
schen-polnische Brief  von Weimar oder auch eine 
deutsch-schwedische Initiative zeigt –, Maßnahmen 
zu ergreifen, die bereits seit Langem bekannt sind: 
Zusammenlegung (pooling) und Teilung (sharing) 
von Ressourcen sowie Spezialisierung. Es ist klar, 
dass kein einziges europäisches Land mehr alleine 
die Finanzierung und die Produktion der gesamten 
Palette von Produkten, die moderne Streitkräfte 
benötigen, übernehmen kann. Die steigenden 
Kosten für die Entwicklung von technikintensiven 
Rüstungsprogrammen und die Haushaltszwänge 
veranlassen ein Umdenken. Doch die Durchfüh-
rung dieser Maßnahmen gerät in Konflikt mit dem 
Anspruch der nationalen Souveränität und mit der 
Definition konkreter Verfahren zur Umsetzung 
des Teilens oder der Spezialisierung. Sie setzen 
Vertrauen zum Partner und vor allem den politi-
schen Willen voraus, ein mögliches Widerstreben 
der Verwaltungen zu überwinden, wenn derartige 
Aufteilungen beschlossen und umgesetzt werden 
müssen. Die kulturellen Unterschiede und die Dif-
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ferenzen zwischen Personen, die in den Gremien 
mit der Rüstungspolitik in Deutschland und in 
Frankreich befasst sind, leisten keinen Beitrag zur 
Überwindung dieser Blockaden. Die Vorbehalte der 
beiden Länder, die Europäische Verteidigungsagen-
tur einzubinden, stellen eine weitere Bremse für die 
Entwicklung eines Bereichs dar, der für die GSVP 
notwendig ist.
Unterschiedliche Ansätze in der 
Außenpolitik
Die tief  greifenden Unterschiede beim Einsatz von 
Streitkräften und in der Rüstungspolitik verweisen 
letztendlich auf  die mangelnde Übereinstimmung 
zwischen Frankreich und Deutschland über die 
Ziele und Mittel einer Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik der Europäischen Union, über die 
jeweiligen Rollen der Staaten, des Atlantischen 
Bündnisses und der EU in der Verteidigungs- und 
Außenpolitik.
Das Fehlen einer Koordinierung in der NATO
Die Rückkehr Frankreichs in die integrierte Mili-
tärstruktur der NATO ließ eine Konvergenz von 
Paris und Berlin innerhalb der Atlantischen Allianz 
erhoffen. Die beiden Regierungen kündigten an, 
einen »gemeinsame[n] Beitrag zur transatlantischen 
Sicherheit durch ein nachhaltiges Bekenntnis zu 
den Zielen und Werten der Atlantischen Allianz 
und für einen neuen Impuls zu ihrer Weiterent-
wicklung und Reform« zu leisten.38
Gewiss konnte die deutsche Regierung kaum 
anders, als ihre Freude über eine »Normalisierung« 
der französischen Position zum Ausdruck zu 
bringen, die aus deutscher Sicht bereits deutlich 
das Unwohlsein angesichts der traditionellen fran-
zösischen Position des Misstrauens gegenüber der 
transatlantischen Beziehung und einer Vorherr-
schaft der Vereinigten Staaten verringerte, während 
Berlin immer sein Festhalten an der transatlan-
tischen Verbindung hervorgehoben hat.39 Doch 
die Rückkehr Frankreichs hatte auch die konkrete 
Folge, dass es notwendig wurde, mehr französische 
Offiziere im Innern der Organisation zu platzie-
ren, zum Teil zum Nachteil für deutsche Offiziere. 
Jedoch nutzten die beiden Länder, die sonst die 
engste Partnerschaft in der Europäischen Union 
pflegen, die Rückkehr Frankreichs nicht für eine 
nachhaltige Initiative zugunsten der Schaffung einer 
»europäischen Säule« im Innern der Allianz oder 
eine Stärkung der Bindung zwischen der EU und 
der NATO, die noch immer durch die Auseinan-
dersetzung zwischen Zypern und der Türkei blo-
ckiert werden.
Paris und Berlin appellieren erneut nachdrücklich 
für »verstärkte deutsch-französische Konsulta-
tion zu Afghanistan, um die Abstimmung unserer 
Anstrengungen im Rahmen der NATO und der 
EU zu verbessern,«40 doch die Bemühungen richten 
sich noch auf  Abstimmungen, deren Ergebnisse 
sich erst noch zeigen müssen. Auf  dem afghani-
schen Schauplatz steuert jedes Land seinen Einsatz 
auf  rein nationaler Grundlage, sei es bei der Zahl 
der eingesetzten Soldaten, bei deren Auftrag, bei 
den auferlegten Vorbehalten, bei den verschie-
denen Einsatzzonen – alles Hindernisse für ein 
gemeinsames Vorgehen. Was die Anpassungen von 
Waffen und Ausrüstungen an die Bedingungen des 
afghanischen Einsatzes angeht, so entwickeln sich 
Kooperationen für Beschaffungen aus operativer 
Notwendigkeit eher zwischen Paris und London 
denn mit Berlin. Die Erklärungen der deutschen 
Regierung über den potenziellen Abzugszeitplan 
für die deutschen Einheiten aus Afghanistan sind 
so gut wie nicht abgestimmt mit dem französischen 
Partner. Zudem scheinen beide Länder gleicherma-
ßen nicht genug Gewicht zu besitzen, um auf  die 
NATO-Strategie in Afghanistan einzuwirken, die 
von Washington gesteuert bleibt.
Frankreich bestand zudem auf  eine Strukturreform 
des Bündnisses, auf  die Abschaffung überflüssiger 
Gremien und auf  die Verringerung der Ausgaben 
für überdimensionierte Stäbe. Bei diesem Thema 
wurden den deutschen Entscheidungsträgern 
Vorschläge über ein abgestimmtes Handeln bei 
Sparmaßnahmen gemacht, in der Hoffnung, dass 
die Notwendigkeit sparsamer Haushaltsführung 
und der Kontrolle von Ausgaben in Berlin auf  
ein wohlwollendes Echo stoßen würde.41 Die 
Schließung von NATO-Stützpunkten wird jedoch 
bedeutende Auswirkungen in Deutschland haben: 
Zahlreiche Einrichtungen der NATO befinden sich 
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in Deutschland, und ihre Schließung würde den 
Widerstand der betroffenen Kommunen und Bun-
desländer hervorrufen, von denen einige bereits 
von der Schließung deutscher Standorte im Rah-
men der Bundeswehrreform betroffen sind.
Der nukleare Antagonismus im 
Hintergrund
Der französisch-britische Vertrag und die Erklä-
rung über die Zusammenarbeit bei Verteidigung 
und Sicherheit vom 2. November 201042 verweist 
außerdem auf  eine Kooperation zwischen Frank-
reich und Großbritannien auf  dem Gebiet der 
Kernwaffen. Die Vereinbarung sieht vor, dass 
Großbritannien Zugang zum Simulationszent-
rum von Valduc bekommt und beide Länder ein 
gemeinsames Zentrum für Technikentwicklung in 
Aldermaston schaffen werden. Diese Vereinbarung 
zielt darauf  ab, das Nuklearpotenzial der beiden 
einzigen europäischen Länder aufrecht zu erhalten, 
die über Kernwaffen verfügen.
Offiziell wird dieser Teil der Vereinbarung von 
Berlin als völlig legitim angesehen, da Deutschland 
über keine Kernwaffen verfügt und sie auch nicht 
anzuschaffen wünscht.43 Frankreich, Deutschland 
und Großbritannien sind sich einig im Kampf  
gegen die Weiterverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und engagieren sich im Rahmen 
der EU3 für Verhandlungen mit dem Iran über 
die Abschaffung des iranischen Atomprogramms. 
An diese Zielsetzung erinnert auch die Deutsch-
Französische Agenda 2020: Die deutsche und die 
französische Regierung möchten »gemeinsame 
Anstrengungen gegen die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen und Flugkörpern sowie zur 
Förderung der weltweiten Abrüstung durch kon-
krete und realistische Maßnahmen« unternehmen.44
Dennoch bleibt die Nuklearfrage ein zwischen 
den beiden Ländern äußerst umstrittenes Thema 
der Verteidigungspolitik. Aus Sicht der deutschen 
militärischen und politischen Verantwortlichen sind 
Kernwaffen nicht mehr den aktuellen Bedrohungen 
angemessen, weshalb in ihren Augen die Kosten 
von Kernwaffen bei weitem deren Nutzen überstei-
gen: Tatsächlich sind die Kosten des französischen 
Nukleararsenals langfristig nicht tragbar, insbeson-
dere, wenn man die Auswirkungen auf  den Haus-
halt zur Ausrüstung der konventionellen französi-
schen Streitkräfte beachtet.45 Mit der Formulierung 
der Aussicht auf  eine vollständige Abschaffung der 
Nuklearwaffen unter dem Schlagwort »Total Zero«, 
ein inzwischen etwas weiter nuanciertes Konzept, 
hat der Widerstand gegen Kernwaffen in Europa 
bedeutenden Widerhall gefunden.46 Der deutsche 
liberale Außenminister Guido Westerwelle tritt für 
den Abzug der amerikanischen Kernwaffen vom 
deutschen Gebiet ein, was sowohl im Programm der 
FDP als auch im Koalitionsvertrag festgehalten ist.47
Die französisch-britische Erklärung, wiederauf-
genommen im neuen Strategischen Konzept 
der NATO, das auf  dem Lissabonner Gipfel 
im Dezember 2010 vorgelegt wurde, war eine 
deutliche Erinnerung daran, dass die NATO 
ein nukleares Bündnis bleibt.48 Die französische 
Unterstützung für die britische Abschreckung, kon-
kretisiert im französisch-britischen Vertrag, steht 
in engem Verhältnis zu dieser Besorgnis um die 
langfristige Zukunft der zwei Kernwaffenarsenale 
in Europa. Falls sich die amerikanische Garantie 
mittel- oder langfristig abschwächt, falls der Druck 
zu einer nuklearen Abrüstung zunimmt, wie lange 
könnten dann Frankreich und Großbritannien die 
Beibehaltung ihres Arsenals rechtfertigen?49 Welche 
Haltung wird dann Berlin einnehmen, steht doch 
die deutsche Öffentlichkeit zu einem großen Teil 
bereits der zivilen Nutzung der Kernenergie und 
insbesondere einer militärischen Nutzung ableh-
nend gegenüber? Für die ferne Zukunft müsste die 
Frage der französischen Kernwaffen – wie auch der 
britischen – sowie ihrer potenziellen Garantie, die 
sie den europäischen Ländern bietet, grundlegend 
erörtert werden, denn die deutsche Einschätzung 
über den Nutzen der französischen Kernwaffen 
läuft deutlich der Bedeutung zuwider, den die 
Abschreckung in der Außen- und Verteidigungspo-
litik Frankreichs einnimmt.
Welche Verteidigung für Europa?
Für die französisch-britische Annäherung wird als 
Grund auch die wachsende Enttäuschung Großbri-
tanniens – das nie ein Anhänger der Entwicklung 
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europäischer Fähigkeiten gewesen war – und vor 
allem Frankreichs darüber genannt, dass Fort-
schritte der GSVP weitgehend ausbleiben.50 Neben 
den Vertröstungen der europäischen Partner bezüg-
lich ihres Engagements bei der Entwicklung der 
europäischen Militärpotenziale werden die geringen 
Erfolge der Europäischen Verteidigungsagentur 
(EVA), notwendige Kapazitäten rasch bereitzustel-
len, hervorgehoben. Noch schlimmer in den Augen 
der Briten war es, dass dasselbe Phänomen des 
»free-riding« – auch wenn es altbekannt ist – beson-
ders deutlich im Rahmen der NATO-Einsätze in 
Afghanistan auftrat: Eine Reihe von Mitgliedstaaten 
des Bündnisses erbringen nicht die vereinbarten 
Haushaltsanstrengungen von zwei Prozent des BIP, 
leisten angesichts ihrer finanziellen oder militäri-
schen Fähigkeiten keinen ausreichenden Beitrag für 
die Einsätze und überlassen den »ernsthaften« Mit-
gliedern das Gros der militärischen Einsätze und 
ihrer Finanzierung.
Nach einem Jahr der Kungeleien und Verzögerun-
gen wurde Ende Dezember 2010 von den Ver-
teidigungs- und den Außenministern Frankreichs, 
Deutschlands und Polens ein »Brief  von Weimar« 
an die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, verfasst. In 
diesem Brief  verleihen die sechs Minister erneut 
ihrem Wunsch Ausdruck, die Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik wiederzubeleben.
Der »Brief  von Weimar« nennt eine Reihe von 
Bereichen, in denen Deutschland, Frankreich und 
Polen die GSVP in den kommenden Monaten vor-
anbringen möchten:
– ständige Planungseinrichtungen;
– die Verbesserung der Befehls- und Planungskapa-
zitäten auf  taktischer Ebene;
– die Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen 
den Streitkräften der Mitgliedstaaten, besonders 
innerhalb der »Battlegroups«;
– die Stärkung der Rolle der EVA, um neue euro-
päische Rüstungskooperationen zu fördern. 
Hier entspricht die Wirklichkeit nicht den in der 
Deutsch-Französischen Agenda 2020 geäußer-
ten Wünschen, und bei diesem Thema haben 
Deutschland und Frankreich die größten Mühen, 
ihre Positionen gegenseitig abzustimmen.
Die Veröffentlichung dieses Briefes und mehrere 
Reaktionen deutscher Verantwortungsträger geben 
zu verstehen, dass die Notwendigkeit einer Wie-
derbelebung der GSVP in Berlin gesehen wird und 
sich diese an die deutsch-schwedische Initiative 
anschließen solle.51 Auf  Seiten Frankreichs hat 
der ehemalige Verteidigungsminister Alain Juppé, 
inzwischen Außenminister, mehrfach seinen Willen 
betont, die gemeinsamen Bemühungen innerhalb 
der GSVP wieder in Schwung zu bringen. Er 
unterstreicht, dass »der französisch-britische Ver-
trag ein Stein des Bauwerks sein kann und andere 
Kooperationen nicht ausschließt. Es ist der fran-
zösische Wille, zusammen mit den Deutschen und 
den Polen Fortschritte zu erzielen«,52 insbesondere 
mit Blick auf  die polnische EU-Ratspräsidentschaft 
im zweiten Halbjahr 2011.
Die Idee einer »Europäischen Armee« ist ein Kon-
zept, das in politischen Kreisen in Deutschland 
mehr und mehr zirkuliert. Ziel ist es, die europä-
ische Verteidigungszusammenarbeit wiederzube-
leben, auch wenn Klarheit darüber herrscht, dass 
dies nicht heißen kann, »dass wir morgen schon 
eine europäische Armee haben«.53 Die europäi-
schen »Battlegroups« gibt es bereits, doch werden 
sie nicht eingesetzt aufgrund von Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Mitgliedstaaten über 
Ziele und Bedingungen ihres Einsatzes. Doch je 
länger auf  einen Einsatz verzichtet wird, desto 
drängender wir die Frage ihrer Nutzung werden.54 
Im Rüstungsbereich ist in Zeiten der Sparzwänge 
Pragmatismus oberstes Gebot, um konkrete Fort-
schritte zu erzielen: Vorzug für das Prinzip »best 
value for money« sowie Fortschritte bei gegensei-
tiger Nutzung und Teilung von Ressourcen helfen 
sicher, Engagements für symbolische, doch wirk-
lichkeitsfremde Projekte zu vermeiden.
Bei einer Verbesserung der GSVP sollten allerdings 
zwei Fehler vermieden werden:
– die konzeptionelle Illusion einer »europäischen 
Armee«, die kurzfristig nicht glaubwürdig sein 
kann auf  Grund fehlender Ressourcen sowie der 
Uneinigkeit über ihre Einsatzbedingungen;
– ein rein auf  Fähigkeiten gerichtetes Vorgehen, 
das nur schwer die »strukturelle Abrüstung« der 
europäischen Länder unter dem Deckmantel der 
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Teilung und gegenseitigen Nutzung militärischer 
Ressourcen verbergen könnte.
Die Gesamtheit der bilateralen oder multilateralen 
Kooperationen muss noch konkretisiert werden. 
Momentan dominieren das Vorpreschen einzelner 
europäischer Staaten und die Unfähigkeit, sich der 
Instrumente zu bedienen, mit denen die Union 
bereits ausgestattet ist. Diese Entwicklungen 
erscheinen besonders deutlich mit Blick auf  die 
Verankerung der EVA im europäischen Primärrecht 
(Art. 42, § 3, EU-Vertrag), denn sie bezeugt die 
Entkopplung der vertraglich festgelegten Bestre-
bungen der Europäer auf  diesem Gebiet von der 
gegenwärtigen Realität.
Ganz ähnlich müssen sich die neuen Instrumente 
der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit 
(SSZ), ebenfalls im Vertrag von Lissabon einge-
führt, der Bewährungsprobe in der Realität stellen. 
Mit der SSZ hat der Vertrag für die besonders 
ehrgeizigen Mitgliedsländer ein Instrument für 
eine vertiefte Zusammenarbeit auf  dem Gebiet der 
Entwicklung von Potenzialen und der Durchfüh-
rung von Einsätzen auf  hohem Niveau geschaffen 
(Art. 42 § 6 und Art. 46 EU-Vertrag). Für eine 
Teilnahme an der SSZ, die als eine besondere Form 
verstärkter Zusammenarbeit angesehen werden 
kann, verpflichten sich die Mitgliedsländer unter 
anderem, ihre Verteidigungspotenziale zu entwi-
ckeln, und sich besonders intensiv an den Arbeiten 
der EVA und an den europäischen »Battlegroups« 
zu beteiligen.
Auch wenn der Vertrag einen Ratsbeschluss mit 
qualifizierter Mehrheit für die Eröffnung der SSZ 
vorsieht – in Abweichung von der Einstimmigkeit, 
die gewöhnlich im Rahmen der GASP gefordert 
wird – ist dieses Instrument, das als die bedeutende 
Innovation der durch den Vertrag eingeführten 
Reform angesehen wird, bis jetzt noch immer nicht 
angewendet worden. Inwiefern kann in diesem Fall, 
aber auch ganz allgemein im Rahmen der GASP, 
der Europäische Auswärtige Dienst (EAD), der 
sich noch immer in der Aufbauphase befindet, ein 
Heilmittel in Form einer gemeinsamen europäi-
schen Sozialisation der Teilnehmer an der GASP 
darstellen? Angesichts der gegenwärtig fehlenden 
Dynamik bleibt dies zumindest fraglich.
Hoffnung auf eine bessere 
Zukunft?
Verteidigungsfragen stellen für die europäischen 
Regierungen derzeit keine Priorität dar: Bei Wirt-
schaft, Finanzen und Haushalt steht sehr viel mehr 
auf  dem Spiel und so beherrschen diese Themen 
die Agenda. Die Suche nach Übereinstimmung 
erfordert eine enge Zusammenarbeit und vertiefte 
Diskussionen, damit europäische Lösungen für die 
aktuelle Krise gefunden werden. Abgesehen von 
dieser sich aus den Umständen ergebenden Erklä-
rung ist es beunruhigender, einen gewissen Katzen-
jammer und ausbleibenden gemeinsamen Willen in 
einem Politikfeld feststellen zu müssen, das gewiss 
nicht im Vordergrund steht, aber sehr politisch und 
symbolisch ist. Man kann die Befürchtung hegen, 
dass die ungünstigen Rahmenbedingungen, die 
Haushaltszwänge sowie die tägliche Auseinander-
setzung mit den bereits eröffneten Dossiers eine 
Rückbesinnung auf  nationale Positionen zur Folge 
haben und somit die Umsetzung einer wirklichen 
Vision oder gemeinsamen Strategie auf  dem Gebiet 
der Verteidigung verhindert wird.
Selbst wenn sich Deutschland und Frankreich eine 
Wiederbelebung der europäischen Verteidigungs-
kooperation zum Ziel setzen, besteht die Gefahr, 
dass dieser Prozess von anstehenden Wahlen und 
Haushaltszwängen torpediert wird, die der Ent-
wicklung einen falschen Rhythmus auferlegen. Die 
Präsidentschaftswahlen in Frankreich im Jahr 2012 
lassen für gemeinsame Initiativen nur wenig Zeit, 
während die Haushaltsspielräume für die kommen-
den vier Jahre stark begrenzt sind. Eine Anpassung 
– nach unten – des französischen Verteidigungs-
haushalts ist daher zu erwarten, was besonders den 
Rüstungsbereich betreffen und gewiss die Rüs-
tungskooperationen beeinträchtigen wird.55
Auf  deutscher Seite werden die nächsten Bundes-
tagswahlen im Herbst 2013 stattfinden. Zudem 
werden im Lauf  des Jahres 2011 die Hälfte der 
Landtage der Bundesländer neu bestimmt, wodurch 
bereits vor den Präsidentenwahlen in Frankreich 
2012 in Deutschland Wahlgesichtspunkte bei poli-
tischen Entscheidungen eine bedeutende Rolle 
spielen dürften. Das Zeitfenster für die Wieder-
belebung der Zusammenarbeit dürfte angesichts 
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der Bundeswehrreform, der Ablösung von Karl-
Theodor zu Guttenbergs durch Thomas de Mai-
zière als Verteidigungsminister im März 2011 und 
die anhaltende deutsche Zurückhaltung auf  dem 
Gebiet der Verteidigung, die sich kürzlich bei der 
Enthaltung der Bundesrepublik in der Frage des 
Libyen-Einsatzes gezeigt hat, nur schwer aufrecht 
zu erhalten sein.
In der Zwischenzeit werden sich die beiden Minis-
terien im Wesentlichen auf  die Umsetzung ihrer 
eigenen Strukturreformen konzentrieren. Was 
dabei bereits Minister zu Guttenberg vorgeworfen 
wurde, war gerade der mangelnde europäische Ehr-
geiz, da die Reform der Bundeswehr einzig vom 
nationalen Standpunkt aus gedacht wurde.56 Das 
französische Ministerium wird sich zweifellos auch 
auf  die Umsetzung der Kooperationsabkommen 
mit Großbritannien konzentrieren.
Pragmatismus ist gegenwärtig der Königsweg, um 
Fortschritte zu erzielen. Aus Sicht des »Briefes von 
Weimar« gehen die beiden Verteidigungsministe-
rien zwar die mögliche Teilung von Fähigkeiten 
an, ohne aber an den grundlegenderen Problemen 
verfassungsmäßiger, rechtlicher oder politischer 
Art zu rühren. Doch alle Fortschritte müssen vom 
politischen Willen auf  höchster Ebene unterstützt 
werden, um umgesetzt zu werden, ansonsten laufen 
sie Gefahr, beim ersten Anzeichen von Widerstand 
aus der Verwaltung zu scheitern. Es darf  nicht sein, 
dass sich hinter einem weit verbreiteten Pragmatis-
mus das Fehlen politischen Willens versteckt, der 
allein einen Kurs vorgeben und die Zusammenar-
beit forcieren kann.
Wenn Frankreich und Deutschland trotz der vie-
len erwähnten Zwänge die ihnen zur Verfügung 
stehende Zeit optimal nutzen und die aktuelle 
Blockade ihrer Verteidigungszusammenarbeit über-
winden wollen, dann könnten die kommenden 
Monate dazu genutzt werden, um grundsätzliche 
Schwierigkeiten aus dem Weg zu räumen und eine 
zunehmende Konvergenz zwischen Berlin und 
Paris zu realisieren:
Auf  deutscher Seite, wo die Sprunghaftigkeit in 
Sicherheit- und Verteidigungsfragen ein dauerhaf-
tes Kennzeichen ist, wurde endlich die Durchfüh-
rung einer Strategiediskussion angekündigt, die 
bisher jedoch nur angestoßen, doch nicht zu Ende 
geführt worden ist. Die Bundesrepublik muss sich 
klarer und eindeutiger positionieren – besonders, 
was ihre multilaterale Ausrichtung und ihre inter-
nationale Verlässlichkeit angeht, um die sie sich 
bemüht. Es bleibt abzuwarten, ob dies letztendlich 
zu einer aktiveren Politik oder zu weiterer Zurück-
haltung führen wird. Doch es ist von entschei-
dender Bedeutung für die Partner Deutschlands, 
insbesondere für Frankreich, genau zu wissen, was 
mit dem deutschen Partner machbar ist und was 
nicht.
Ebenso müsste sich Frankreich bemühen, trotz der 
neuen Partnerschaft mit Großbritannien, seiner 
eigenen Strategie in der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik neben seiner europäischen Präferenz 
eine transatlantische Dimension hinzuzufügen. Im 
Grunde kann nur ein ausgewogenes euro-atlanti-
sches Engagement, das einen unproduktiven Ener-
gieverlust in den Beziehungsstrukturen EU-NATO 
vermeidet oder zumindest minimiert, eine globale 
Führungsposition gewährleisten.
Diese in erster Linie nationalen Empfehlungen an 
Deutschland und an Frankreich sollten endlich zu 
einer vertieften europäischen Debatte führen, um 
die Europäische Strategie von 2003, die im Jahr 
2008 überarbeitet wurde, genauer zu bestimmen. 
Durch diese Reflexion könnte definiert werden, 
welches die Interessen Frankreichs, Deutschlands 
und der EU in den Gebieten an der Peripherie der 
EU und darüber hinaus sind; welche zivilen oder 
auch militärischen Mittel sie für einen Einsatz ins 
Auge fassen kann und muss; welche die im Voraus 
festgelegten konkreten Einsatzbedingungen und 
-regeln der taktischen Einheiten der EU sein wer-
den; und somit welche ständigen Planungs- und 
Befehlseinrichtungen wirklich aufgebaut werden 
sollten. Eine derartig überarbeitete Version der EU-
Sicherheitsstrategie könnte auch klarere Indikatoren 
für die Bewertungen und Entwicklung von gemein-
samen Rüstungsprogrammen festlegen. Denn 
grundsätzlich haben diese Projekte keinen Selbst-
zweck, trotz zweitrangiger Ziele der Industriepolitik, 
außer in der Rolle, für die sie entwickelt werden: 
die Sicherheit und die Verteidigung der Europäi-
schen Union zu gewährleisten.
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